
Sicherheit interessiert. In meinen Vorschlägen in der Neujahrsbotschaft 
an die westdeutsche Bundesrepublik habe ich die Kernfragen der euro
päischen Sicherheit genannt. Das sind : Vereinbarungen zwischen allen DOKUMENTE 
europäischen Staaten einschließlich der Deutschen Demokratischen Re
publik über Gewaltverzicht, die Anerkennung der bestehenden Gren
zen, einschließlich der Grenzen der Deutschen Demokratischen Repu
blik, die Ungültigkeitserklärung des Münchener Abkommens von 
Anfang an, der Verzicht der westdeutschen Bundesrepublik auf Atom
rüstung, die Herstellung gleichberechtigter Beziehungen zwischen bei
den deutschen Staaten und der Wille zur Abrüstung.

Die Regierung der UdSSR hat mit ihren Vorschlägen an die west
deutsche Bundesrepublik über den Abschluß von Verträgen zwischen 
der UdSSR und der Regierung der Bundesrepublik, zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Regierung der Bundes
republik und zwischen den anderen sozialistischen Staaten und der Re
gierung der Bundesrepublik eine bedeutende Initiative zur Herbeifüh
rung der Sicherheit in Europa entfaltet. Den Abmachungen der 
Siegermächte entsprechend unterliegt Westberlin einem Besatzungs
regime der vier Mächte. Es ist ein besonderes politisches Gebiet, das 
niemals zur westdeutschen Bundesrepublik gehört hat und niemals zu 
ihr gehören wird. Die Regierung in Bonn darf Westberlin nicht als 
Stützpunkt für revanchistische und neonazistische und andere gegen 
die Deutsche Demokratische Republik gerichtete Angriffe mißbrauchen 
und dadurch den Status von Westberlin aushöhlen. Der Westberliner 
Senat hat die Möglichkeit, wirtschaftliche Beziehungen zu allen Län
dern zu entwickeln. Aber er hat kein Recht, zuzulassen, daß sich west
deutsche Regierungsbehörden in Westberlin breitmachen, daß Tagungen 
der westdeutschen Bundestagsausschüsse in Westberlin stattfinden oder 
die Herren Lübke oder Kiesinger im Stile ihrer traditionellen Ideo
logie in Westberlin auftreten und daß dort eine Renazifizierung erfolgt, 
wie sie besonders in dem Schutz des provokatorischen Auftretens der 
Nazipartei NP in Westberlin zum Ausdruck kommt.

Die Herbeiführung der europäischen Sicherheit erfordert, daß alle 
europäischen Staaten mit beiden deutschen Staaten - und umgekehrt - 
normale diplomatische Beziehungen her stellen. Wenn die westdeutsche 
Bundesrepublik von einer „neuen Ostpolitik“ spricht, um diplomatische 
Beziehungen mit sozialistischen Staaten des Warschauer Vertrages her
zustellen, ohne die Revanchepolitik aufzugeben, die historischen Reali
täten und die bestehenden Grenzen in Europa anzuerkennen, so ist
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